
SUN$S der Judenvernichtung, „und dabei; abgesehen VOon schenswert, das Urteil uüuber eınen solchen Völkermord eıner
Ausnahmen menschlicher Schwächen anständıg ( geblie- internationalen nstanz übertragen. FEıne solche „Mensch-
ben ZU sE1N, das hat 1115 hart gemacht. ” heıitsinstanz“ g1ibt Jedoch nıcht, un nıchts spricht dalür,
Die Bıldung der (Gruppennormen gehort bereits 17n den Be- dafß S16 unter dem Eindruck des Eichmann-Prozesses geschaf -

fen werden könnte. Auch che UNÖG, die SI} uberdches In eınerTe1 kollektivpsychologischer Veränderungen. Das klassische
Beıspıiel dafür, dafß Aıe gewohnten Normen des moralıschen schweren Krise befindet, hat chese Möglıchkeit nıcht Unter
Verhaltens unter bestimmten Voraussetzungen racdikal auf- diıesen Umstanden blıebe e1Nn Urteil, das VU:  - dem Vorhanden-
gegeben un in ihr Gegenteıl verkehrt werden können, ist seın einer internationalen Strafgerichtsbarkeit abhängıg ware,
und bleibt cder Krieg., möchte den Krieg 1er jedoch NUur ungesprochen.
1n e]ıner einNzıgeNn Beziehung anführen, namlıch als kollektive (r‚erade das ware 19108  d ber AUS den Va  — Jaspers selbst VUulLI--

Ursache eıner möglichen Relativierung in der Bewertung des gebrachten Grrüunden bedenklich:; denn auf diese Weise blıieben
menschlichen Lebens Man wIird kaum fuüur Zuftall halten die begangenen 'Taten weiterhin „undefiniert” un ın hrer
können, daß das nazıstische Vernichtungsprogramm Trst 1n rechtlichen Bedeutung unbestimmt. Was ımmer noch vielfach
einem fortgeschrittenen Stachum des Krıeges verwirklicht als Pohitik gılt wen. auch als Pohitik VÜO  - beispielloser
wurde. Das ıst nıcht allein mıt der Abriegelung VOoO Ausland Verwerflichkeit IMU: durch einen weıthın wahrnehmbaren
A erklären. Wahrscheinlich ware der systematische Völker- Schuldspruch eindeutig und offiziell den Makel des Kriminel-

len bekommen, den nach den Normen uUNSeCIcCT Rechtsord-mord 1 A]esem Ausmaße nıcht möglich SCWESICH, wenmnn
nıcht dıe gro{iße Freigabe des 1 otens gegeben haätte Man NUunNngs bereıts hat. urch den Eichmann-Prozefi könnte und
sollte sıch h  1er jJenes bitteren Satzes erınnern, den reud mülte sıch das Bewulßfitsein festigen, dafß auch solche Hand-
schon während des ersien Weltkriegzs 1n seiıner Abhandlung Jungen, dıe cdie Größenordnung alltaglıcher Kriminalıtäat
„Zeitgemaßes ber Krieg Un Tod“ nıederschrıjeb: der Staat übersteigen, echte Verbrechen siınd und dafß das Bıld des Ver-
habe dem Einzelnen den (rebrauch den Unrechts untersagt, brechens, das I11UT dıe personlichen, alltäglıchen Sozlalstorun-
„Nicht weıl abschaffen, sondern weıl monopolısıieren SCIl umfalst, Zu CNS ist. Dieses Bewußfßtsein wurde den
11l wIe Salz unı Tabak“ Von diesem Monopol wurde VOIJ bereits verwirklichten Rechtsschöpfungen nachfolgen. Denn
der nazıstischen Staatsführung nahezu unbegrenzt Gebrauch miııt der Schaffung einer Strainorm den (renocld,
gemacht. Die Freigabe, die sıch zunachst I auf das T  Oten  H unklar ihre nraktische Anwendung a1uch SC1IN mMas, ıst tat-
111 Kriege erstreckte, ließ sıch fast Deliebig ausweıten. Wiıe sachlich eın „ Typus VO  v Verbrechen“” entstanden, 1Ne€e
bewußt diese Erkenntnis propagandıstısch ausgenutz wurde, spezifische Form des Mordes, dıe unter den Vorausset-
zeıgt eın AÄusspruch Hımmlers beı einem Besuch 1n Auschwitz, ZULSCH totaler Macht möglıch ist un die der Welt als recht-
den Eichmann erwahnt hat „Dies S1N: die Schlachten“, heißt lıches Phäanomen rst noch ZUIMM vollen Bewulßlitsein kommen

angesichts der Gaskammern un Vernichtungsstätten, 1€ muß !
cie kommenden (‚enerationen nıcht schlagen brauchen.“
Gerade die zuletzt angestellten Überlegungen sollten der An-
lals Aazu se1n, noch einmal SANZ klar auszusprechen, 1n wel- Quellen Urteil des Bezirksgerichts erusalem Vomn 1./15. Dezember
chem Sınne VU  —: Kollektivität unfer SAl keinen Umständen 1961 Adolt£ Eıchmann tratakt Inotffizjelle Übersetzung.
die ede SC1N ann. Es hegt ja verhältnismaßig nahe, den Police d’Israel, Quartier General, 8-eme Bureau. Vernehmungen Fıch-

nns durch Hauptmann Less. Tonbandprotokolle. May/Jun: 960,Genocıi:d als e1INnen Sondertfall des „totalen Streits der mals-
losen Kollektive“ betrachten, w1€e Servatius ausgedrückt Bezirksgericht Jerusalem. tratakt /61 Sıtzungsprotokolle,

Bauer, Das Problem der Schuld ım Strafproze: Mit polıtıischem Hınter-hat, und auf dem Gebiet der politischen Ethik Beziehun- gerun! Unveröffentlichtes Vortragsmanuskript. Loccum 1961, Mate-
SCH 7wischen Auschwitz und Hıroshima ZU sehen. 11 ral der Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen ın Ludwigsburg.solche Zusammenhänge Nun keineswegs schlechthin bestreiten, Leiter: Oberstaatsanwalt Dr. Schüte.,) JTust-Dahlmann, Mıt-
glaube ber doch, in einer Hıinsıcht einen racdıkalen Iren- schrift e1nes Vortrags. Loccum 1961 [ Veröffentlicht als „Materialsamm-
nungsstrich 71ehen mussen. Hiroshima hier stellvertre- lung und Anklageerhebung 1im polıtischen Prozeiit“* Aus dem Protokall der
tend für vieles, was 1 Kriege geschehen ist Tagung „Politische Prozesse heute“ in der Evangelıschen Akademie Loccum
war das Finale einer kriegerischen Auseinander- VO: bıs 72.1 In ‚ Junge Kiırche‘ (23/1) Januar 962

SELZUNZ zwischen zwe1ı Staaten. Auschwitz dagegen ist ZU. 21 | Anm Redaktion des Rundbriefs. ]
Symbol des Kampfes geworden, den das Kollektiv das Literatur: Arendt, Elemente und Ursprünge totaler errscha:
hılt- un wehrlose Individuum führt. Obwohl das (senocıd- Frankturt 1955. 2. Ü, Baeyer, Matussek, Jacob,
verbrechen ın dem Indıyıduum letztlich die Gruppe Z tref- T rautmann, SLIraus, Einzelbeiträge 1ın Der Nervenarzt 1961 (32. Jg.),
fen versucht, bleibt 17 seiner erbarmungslosen Wirklichkeit Heft 12, 534 ff., 538 fl‚ 542 ff. , ff., 551 Broch, assen-

Dsychologıe Zürich 1959 Camus, Fragen der Zeıt. Hamburg 1960.eın Überfall auf einzelne, AU.: e1] der eigenen Natıon —_

gehörende Menschen, dıe ZU keiner Gegenwehr imstande sınd Freud, Zeitgemäißes über Krıeg und Tod. Werke A, 315 fi., 320.
und denen Jeder militärische Schutz entzogen ist. Dieser Un- Galbert, Nürnberger Tagebuch Prankfurt a. M. 1962.

T_ fJaspers Eichmann-Prozeß., In Der Monar Nr. 1352, 15terschied csollte auch durch radikalere ethische Schlußfolgerun-
nıcht verwischt werden. Noll, Die Begründung der Strate. In Recht und Staat,

244, T übıngen 1962. R. Pendorf, Mörder und Ermordete. Ham-
burg 1961 10. Reitlinger, Die Endlösung. 2. Aufl., Berlın 1957.
11 JA Sartre, Vorwort ZU> Alleg, Die Folter. VWıen, München, Ba-

Kommen Wır zu Schluß noch einmai auf den Von Jaspers cel 1958. Servatıuns, Verteidigung Eichmann. Plädoyer.
unterbreiteten Vorschlag ZUTU!  x  ck. I ware zweifellos WUun- Bad Kreuznach

20. Juli damals und eute
AÄnsprache VOon Dr. RKarl etfers, Professor für strafrecht n Yen(einer Kund-

gebung S Freiburger Hof a  ler Al Universität

Am Vorabend des 20. Juli, Freitag, den 19. Juli 1963, haben polıtısche gutmachung!“; „Wır ordern aNZEMESSEN! Bestrafung der NS-Verbrecher“
Hochschulgruppen der Freiburger Universität ıng polıtıscher Hochschul- und Juliı heute: Üamkeit Ziyilcourage!*
B1 uppPpCNH , Deurtsch-Israelische Studiengruppe Humanıistische Studenten- Der Schweigemarsch endete 4111 Holzmarktplatz, Vor dem Gerichtsgebäude,
unıon Hochschulring Neudeutschland) zUu einer Kundgebung m1t w eiıne Woche das Freıiburger Schwurgericht drei Angeklagte ın
schließendem Schweigemarsch Fackeln) ZU] 20. Juli aufgerufen. Die VO:  - einem der erauenvollsten NS-Masssenmordprozesse freigesprochen hatte
den Studenten auf diesem Schweigemarsch mitgeführten Iransparenrte s 41 ]
CD die folgenden Inschriften: „20. Julı heute?“:; Unrecht ordert Wieder- TOTessor Dr. ar| Peters hielt dıe na  olgende Ansprache

gung an der Judenvernichtung, „und dabei - abgesehen von 
Ausnahmen menschlicher Schwächen - anständig (!) geblie-
ben zu sein, das hat uns hart gemacht." 
Die Bildung der Gruppennormen gehört bereits in den Be-
reich kollektivpsychologischer Veränderungen. Das klassische 
Beispiel dafür, daß die gewohnten Normen des moralischen 
Verhaltens unter bestimmten Voraussetzungen radikal auf-
gegeben und in ihr Gegenteil verkehrt werden können, ist 
und bleibt der Krieg. Ich möchte den Krieg hier jedoch nur 
in einer einzigen Beziehung anführen, nämlich als kollektive 
Ursache einer möglichen Relativierung in der Bewertung des 
menschlichen Lebens. Man wird es kaum für Zufall halten 
können, daß das nazistische Vernichtungsprogramm erst in 
einem fortgeschrittenen Stadium des Krieges verwirklicht 
wurde. Das ist nicht allein mit der Abriegelung vom Ausland 
zu erklären. Wahrscheinlich wäre der systematische Völker-
mord in diesem Ausmaße nicht möglich gewesen, wenn es 
nicht die große Freigabe des Tötens gegeben hätte. Man 
sollte sich hier jenes bitteren Satzes erinnern, den Freud 
schon während des ersten Weltkriegs in seiner Abhandlung 
„Zeitgemäßes über Krieg und Tod" niederschrieb: der Staat 
habe dem Einzelnen den Gebrauch den Unrechts untersagt, 
„nicht weil er es abschaffen, sondern weil er es monopolisieren 
will wie Salz und Tabak". Von diesem Monopol wurde von 
der nazistischen Staatsführung nahezu unbegrenzt Gebrauch 
gemacht. Die Freigabe, die sich zunächst nur auf das Töten 
im Kriege erstreckte, ließ sich fast beliebig ausweiten. Wie 
bewußt diese Erkenntnis propagandistisch ausgenutzt wurde, 
zeigt ein Ausspruch Himmlers bei einem Besuch in Auschwitz, 
den Eichmann erwähnt hat: „Dies sind die Schlachten", heißt 
es angesichts der Gaskammern und Vernichtungsstätten, „die 
die kommenden Generationen nicht zu schlagen brauchen." 
Gerade die zuletzt angestellten Überlegungen sollten der An-
laß dazu sein, noch einmal ganz klar auszusprechen, in wel-
chem Sinne von Kollektivität unter gar keinen Umständen 
die Rede sein kann. Es liegt ja verhältnismäßig nahe, den 
Genocid als einen Sonderfall des „totalen Streits der maß-
losen Kollektive" zu betrachten, wie Servatius es ausgedrückt 
hat, und z. B. auf dem Gebiet der politischen Ethik Beziehun-
gen zwischen Auschwitz und Hiroshima zu sehen. Ich will 
solche Zusammenhänge nun keineswegs schlechthin bestreiten, 
glaube aber doch, in einer Hinsicht einen radikalen Tren-
nungsstrich ziehen zu müssen. Hiroshima - hier stellvertre-
tend genommen für vieles, was im Kriege geschehen ist -
war das grausame Finale einer kriegerischen Auseinander-
setzung zwischen zwei Staaten. Auschwitz dagegen ist zum 
Symbol des Kampfes geworden, den das Kollektiv gegen das 
hilf- und wehrlose Individuum führt. Obwohl das Genocid-
verbrechen in dem Individuum letztlich die Gruppe zu tref-
fen versucht, bleibt es in seiner erbarmungslosen Wirklichkeit 
ein Überfall auf einzelne, zum Teil der eigenen Nation an-
gehörende Menschen, die zu keiner Gegenwehr imstande sind 
und denen jeder militärische Schutz entzo#n ist. Dieser Un-
terschied sollte auch durch radikalere ethische Schlußfolgerun-
gen nicht verwischt werden. 

X. 
Kommen wir zum Schluß noch einmal auf den von Jaspers 
unterbreiteten Vorschlag zurück. Es wäre zweifellos wün- 

schenswert, das Urteil über einen solchen Völkermord einer 
internationalen Instanz zu übertragen. Eine solche „Mensch-
heitsinstanz" gibt es jedoch nicht, und nichts spricht dafür, 
daß sie unter dem Eindruck des Eichmann-Prozesses geschaf-
fen werden könnte. Auch die UNO, die sich überdies in einer 
schweren Krise befindet, hat diese Möglichkeit nicht. Unter 
diesen Umständen bliebe ein Urteil, das von dem Vorhanden-
sein einer internationalen Strafgerichtsbarkeit abhängig wäre, 
ungesprochen. 
Gerade das wäre nun aber aus den von Jaspers selbst vor-
gebrachten Gründen bedenklich; denn auf diese Weise blieben 
die begangenen Taten weiterhin „undefiniert" und in ihrer 
rechtlichen Bedeutung unbestimmt. Was immer noch vielfach 
als Politik gilt - wenn auch als Politik von beispielloser 
Verwerflichkeit -, muß durch einen weithin wahrnehmbaren 
Schuldspruch eindeutig und offiziell den Makel des Kriminel-
len bekommen, den es nach den Normen unserer Rechtsord-
nung bereits hat. Durch den Eichmann-Prozeß könnte und 
müßte sich das Bewußtsein festigen, daß auch solche Hand-
lungen, die die Größenordnung alltäglicher Kriminalität 
übersteigen, echte Verbrechen sind und daß das Bild des Ver-
brechens, das nur die persönlichen, alltäglichen Sozialstörun-
gen umfaßt, zu eng ist. Dieses Bewußtsein würde nur den 
bereits verwirklichten Rechtsschöpfungen nachfolgen. Denn 
mit der Schaffung einer Strafnorm gegen den Genocid, so 
unklar ihre praktische Anwendung auch sein mag, ist tat-
sächlich ein „neuer Typus von Verbrechen" entstanden, eine 
spezifische Form des Mordes, die nur unter den Vorausset-
zungen totaler Macht möglich ist und die der Welt als recht-
liches Phänomen erst noch zum vollen Bewußtsein kommen 
muß '• 

1 Quellen: 1. Urteil des Bezirksgerichts Jerusalem vom 11./15. Dezember 
1961 gegen Adolf Eichmann. Strafakt 40/61. Inoffizielle Übersetzung. - 
2. Police d'Israel, Quartier General, 6-eme Bureau. Vernehmungen Eich-
manns durch Hauptmann Less. Tonbandprotokolle. Mai/Juni 1960. 
3. Bezirksgericht Jerusalem. Strafakt 40/61. Sitzungsprotokolle. - 4. F. 
Bauer, Das Problem der Schuld im Strafprozeß mit politischem Hinter-
grund. Unveröffentlichtes Vortragsmanuskript. Loccum 1961. - 5. Mate-
rial der Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen in Ludwigsburg. 
(Leiter: Oberstaatsanwalt Dr. E. Schäle.) - 6. B. Just-Dahlmann, Mit-
schrift eines Vortrags. Loccum 1961. [Veröffentlicht als „Materialsamm-
lung und Anklageerhebung im politischen Prozeß". (Aus dem Protokoll der 
Tagung „Politische Prozesse heute" in der Evangelischen Akademie Loccum 
vom 29. 11. bis 2. 12. 1961). In: Junge Kirche` (23/1) 10. Januar 1962 
S. 21 ff. [Anm. d. Redaktion des Rundbriefs.] 
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Bad Kreuznads 1961. 

9. 20. Juli damals und heute 
1. Ansprache von Dr. Karl Peters, Professor für Strafrecht an der Universität Tübingen anläßlich einer Kund- 

gebung vor Freiburger Studenten im Hof der Alten Universität 

Am Vorabend des 20. Juli, Freitag, den 19. Juli 1963, haben politische 
Hochschulgruppen der Freiburger Universität (Ring politischer Hochschul-
gruppen: Deutsch-Israelische Studiengruppe - Humanistische Studenten-
union - Hochschulring Neudeutschland) zu einer Kundgebung mit an-
schließendem Schweigemarsch (Fackeln) zum 20. Juli aufgerufen. Die von 
den Studenten auf diesem Schweigemarsch mitgeführten Transparente tru-
gen die folgenden Inslriften: „20. lsli heute?"; „Unrecht fordert Wieder- 

gutmadiung!"; »Wir fordern angemessene Bestrafung der NS-Verbrecher" 
und: „20. Juli heute: Wachsamkeit - Zivilcourage!" 
Der Schweigemarsch endete am Holzmarktplatz, vor dem Gerichtsgebäude, 
wo eine Woche zuvor das Freiburger Schwurgericht drei Angeklagte in 
einem der grauenvollsten NS-Masssenmordprozesse freigesprochen hatte 
[s. o. S. 41]. 
Professor Dr. Karl Peters hielt die nachfolgende Ansprache: 
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Kommilitonen! Kommilitoninnen! diese Berechtigung bestehen bleiben soll, können WILr nıcht
Wenn WITr heute der Männer des Julı gedenken, der Man- daraut verzichten, jene anderen Prozesse ber dıe NS-Mas-
NT, dıe ıhres Volkes willen ıhırem (sewlssen gefolgt sind. senmordverbrechen durchzuführen. Das heutige und künftige
werden WITr ihres ollens und Ihnres Todes nıcht gerecht, Strafrecht verliert se1ine Funktionsmöglichkeit, WEIl.: nıcht

das 1ın der Vergangenheıit liegende Verbrechen verfolgt wird,wenn WIT S1E miıt lauter Stimme 1n filammender ede ruüuhmen
und preısen, dann ber wieder S1E beiseıte schiehend in den nıcht AUS politischen Gründen, sondern einfach der Ge-
Alltag zurückkehren. rechtigkeit und der Rechtssicherheit willen, als Zieugn1s für

den Willen ZU echt. Freilich, sehr WIr das BemühenWas der Tod dieser Männer VOINl uns ordert, ist Besinnung
und KEınkehr, Wandlung. Wolflür sıind S16 gestorben” Es g1ing die Aufdeckung der Adamals begangenen Verbrechen anerken-
nıcht ın ersier Linie darum, einer fehlerhaften politischen Il können WI1r der Dorge nıcht entziehen, ob nıcht

allzu oft Nachsıcht un: Milde walten gelassen wiırd, solcheKntwicklung steuern, sondern Vor allem darum, einer
mit dem Maf Unrecht un Schuld D  a mehr VO. RechtHerrschaft das nde 7U setzen, dıe mafiloses Elend über die

Völker Uun!: Natıonen, Kassen un!‘ Gruppen, Männer, Frauen her vereinbar aind. Werden nıcht doch Verantwortungen von

un!: Kınder ın verbrecherischer Weise gebracht hat. Wenn ıch Täterschaft auf Beihilfe verschoben” Wiırd nıcht ZU leicht eın
als ein Vertreter der alteren Generation, d1e durch inr Amt bindender Defehl ANSCHNOMIMEN, O IM Grund

nicht der Befehl den Täter tatbereit machte, sondern derund ihr Wirken, WenNnn auch nıcht in einem strafrecht-
lLichen Sinn, ber eben doch 1mM Sinn der sittlichen Verantwor- 1 allzu bereite Zustimmung fand und letztlich 11 -
iung mıt der damaligen eıt verhunden WAarT, h  1er spreche, folge dieser Bereitschaft die Tat begangen wurde? Ja gibt

denn überhaupt einen bindenden Befehl, der er den CHNSENmMag sıch die Berechtigung daraus ergeben, VOT allem militärischen un polizeılıchen Aufgabenbereich hinausgeht?dıese Generation ist, die sıch 1n enneı un Ehrlichkeit der
jJungen (seneration Frage und Antwort stellen muß Es Hat jemals den Aufgaben des Soldaten oder des olı-
gilt der Natz der dynode der Evangelischen Kirche Deutsch- zeibeamten gehört, wehrlose Menschen ZUuU erschießen und

BanzZc Gruppen Auszurotten ”lands V OIn März 1963 „Auch der Bürger, der Z den Ver-
brechen nıcht beteiligt WAafr, Ja, nıchts von ıhnen wußte, ist Und weıiterhin: Wird nıcht zuweıllen Allzuleicht eın Notstand
mitschuldig geworden, el w | lässıg Wr d1e Verkeh- ANSCHÖMIMEN, jedenfalls he1 tührenden Persönlichkeiten,

Offizieren un höheren Polizeibeamten, das Amt un die Stel-ruhng aller sittlichen Maßstäbhe und Rechtsnormen ın UNsSseTrTeMmM
olk“ s 37 Auch dieser uUNSsSeTeTr Schuld willen lJung selbst untier Gefahr Widerstand verpilichtet hätte?
haben die Männer VO: 20. Juli den FEinsatz ihres Lebens arf INa überdies dem Notstand aut Kosten unbeteilig-
gewagt. Das Mißlingen iıhres Unternehmens bedeutet für ter Dritter ausbrechen”? 1! Schliefilich entspricht das Ma der

Strafe wirklich dem Maf des unendlichen Leides, das dere1nNe weıter drückende Last, insofern nıcht dıie eigene Kraft,
'Tater verschuldet hatr Halten hier die Maflfistähe den Ver-sondern 16 acht der Gegner VomIl ußen WarT, die das nde

der damalıgen errscha: herbeigeführt hat Und wiederum gle1 miıt der sOnst gegenüber der Kriminalität aufgewand-
bedeutet 111e weitere Last, dafß die Erkenntnis des Um- ten Kraft und Energie aus;2 Oder haben WIT doch Im

1 1ıeisten noch nıcht durchgerungen, dafß sıch be]l den Mas-fangs des Unrechts un Leidens zunachst Von ußen 1n
den großen Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen vermittelt sendelikten echte Verbrechen handelt, ja Verbrechen,
worden ist die alles sonstige Unrecht unermeßl;ch übersteigen? Bange

Fragen werden hiermit aufgeworlen, bang VUr allem des-ÄAngesichts des unsagbaren Leidens yYon Miıllionen Vo  H$ Men-
chen köonnen WI1T nıicht mıt bıllıgen Ausreden dem CN- KCH, weil Wahrung der Rechtlichkeit und des Rechts-
H  ber verschließen, Was den Tag gekommen ist Wir kön- bewußtseins In der Zukunft geht. Aber tauschen WIr nıcht

werden an uns VO. Ausland un vVon den Freunden der1167 nıcht SCH, auch andere haben Unrecht ge  N Wır sind Betroffenen noch mehr Fragen gestellt werden, auf diıe WITrtür das verantwortlich, wWwWas » UNSCrecen Keihen geschehen ist
S 38| Wir können uns nıcht damit beruhigen: „Ks Antwort AL geben haben ir, vor allem meine (seneration
Waren Ausnahmezeiten, dıe we1t hinter uns liegen.“ Wer eılß C5S, e5 Ül nıcht entlastet, wenn erbrechen verfolgt

un!: AaNSCMESSCH estra{ft werden. Strafprozesse geschehenbuürgt dafür, dafß nıcht hier der woanders in dieser der
jener Form Versuchungen die Menschen herantreten, SC- des Rechts willen, nıcht poliıtischer Lösungen willen. Strafif-
CN dıe S1e nıcht abgesichert sind, wWEeENNn WIr  . uns mıt der Ver- vermögen auch nicht hıistorische Schuld beseijtigen
gangenheit nicht auseinandersetzen” Wir können denen auch Un Vergangenheit bewältigen. Die Vergangenheit steht

unausrottbar und unvernichtbar miıt ıhlrem Jlut und Ver-nıcht Recht geben, die da SCH „Laßt aufhören, uns

eıgenes Nest beflecken“ s . 38[| Denn jeder innere derben da Die Folgen des Schweigens und des Hinnehmens
Wandel dıe Bereitschaft ZU Erkennen un ZUI Be- Ne) offenbarer Rechtsbrüche, W1E des November 1938,
kennen. dıe Einsıicht 1ın das des Unrechts un! der Schuld sind in die Geschichte eingemeißelt. Wir konnen 1Ur

OTAaUS. Wir können der Erkenntnis der Wahrheit un der Pflicht nachkommen, diese Vergangenheıit lebendig
dem Einstehen fuüur S16 nıcht AUS ırgendwelchen Gründen poli- machen un: un sprechen Z lassen, auf daß WILEr schuld-
tischer Opportunität dem Osten gegenüber entziehen, dem bewußt werden und damıt das Fundament einer anderen Ziu-

kunft gestalten. Wır wissen nunmehr aus eiıgenem Erleben,Usten, dem unendlich viel Leiden auferlegt worden ist.
Der Neuautibau der gesellschaftlichen und polıtıschen Ord- S tur Kräfte wachwerden, wenn WIr nıcht mehr die
nung kann 1Ur gelingen, WeniIil WIT uns der Geschehnisse der (Gebote der Sıittlıchkeit und der Gerechtigkeit halten, WEnnn

WITr aAUusSs alschen Idealen oder Gründen scheinbarer politischerVergangenheit E WNU: werden.
Wır werden den Männern des Juli Hur dann gerecht, WENN
WIr 1n Klarheıt wıissen und In der Tiefe Seins CINT)- Vgl Urteil des Bundesgerichtshofs StGB $ 52 trenge Antforderun-inden, welches VOoO  -} Unrecht S1€ aufbegehrten. HCN beim Nötigungsstand).,Wır können un5 daher dem nicht entzıiehen, Zas 1mM rıit- Wer sich auf Nötigungsstan:  H berufl, 16} nNnur entschuldigt, en SiCH
E Se1  D des nlandes, sSe1  D des Auslandes, w as In Berich- nAacCh allen Kräften gewissenhafl bemäht hat, der Gefahr oder Vermeint-
ten über dıe Konzentrationslager, b  A  A0 In erschütternden Biıl- lichen Gefabhr auf eine d:e Straftat wermeıdende Weise ntgehen, ohne

PiNen AÄAusweg finden. fe scChWwerer die abgenötigte Straftat ı$ (hierdern und w as5 ın den Verhandlungen der Gerichte sıch
Einzelheiten immer mehr als Wirklichkeit eröffnet. Wır sınd Beihilfe vielen Morden KZ-Häfllingen), O Anforde-
daher auch denen Dank verpflichtet, die gCcgeCnN mancher- TUENSCH sind A diese Prüfungen stellen. Der Genotigte oder Yermeint-
lei Wiıderstände 1m Kahmen uUNSCTECT Gerichtsbarkeit straf- Lich Genöti:gte muß alie ceine geistigen und körperlichen Fähigkeiten e1N-

BESELZT haben.bares Unrecht Un strafrechtlich verwertbare Schuld ahn- Bundesgerichtshof Urteil 8)! 29 3, 63-4 500/62 (SchwG Münster/den bemüht sınd Heute begangene Verbrechen, schwer 'estf.). (In Monatsschrift für Deutsches Recht (177/8) ugust 1963 691.)un tıefgreifend S1P SEIN mögen, lassen sich mit dem Mafß
damaligen Unrechts nicht vergleichen. Niemand zweitelt dar-

[Anmerkung der Redaktion des Rundbriets, ]
Die ‚Junge Kirche‘ (24/2) YOIN v 1963 110 stellt 7onei Meldungen

al S1e strafrechtlich geahndet werden mussen. Wenn einander gegenüber:
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Kommilitonen! Kommilitoninnen! 
Wenn wir heute der Männer des 20. Juli gedenken, der Män-
ner, die um ihres Volkes willen ihrem Gewissen gefolgt sind, 
werden wir ihres Wollens und ihres Todes nicht gerecht, 
wenn wir sie mit lauter Stimme in flammender Rede rühmen 
und preisen, dann aber wieder sie beiseite schiebend in den 
Alltag zurückkehren. 
Was der Tod dieser Männer von uns fordert, ist Besinnung 
und Einkehr, Wandlung. Wofür sind sie gestorben? Es ging 
nicht in erster Linie darum, einer fehlerhaften politischen 
Entwicklung- zu steuern, sondern vor allem darum, einer 
Herrschaft das Ende zu setzen, die maßloses Elend über die 
Völker und Nationen, Rassen und Gruppen, Männer, Frauen 
und Kinder in verbrecherischer Weise gebracht hat. Wenn ich 
als ein Vertreter der älteren Generation, die durch ihr Amt 
und ihr Wirken, wenn auch nicht in einem strafredit-
lic.hen Sinn, aber eben dodi im Sinn der sittlichen Verantwor-
tung mit der damaligen Zeit verbunden war, hier spreche, so 
mag sich die Berechtigung daraus ergeben, daß es vor allem 
diese Generation ist, die sich in Offenheit und Ehrlichkeit der 
jungen Generation zu Frage und Antwort stellen muß. Es 
gilt der Satz der Synode der Evangelischen Kirche Deutsch-
lands vom 13. März 1963: „Auch der Bürger, der an den Ver-
brechen nicht beteiligt war, ja, nichts von ihnen wußte, ist 
mitschuldig geworden, weil er lässig war gegen die Verkeh-
rung aller sittlichen Maßstäbe und Reditsnormen in unserem 
Volk" [s. o. S. 37 f.]. Auch um dieser unserer Schuld willen 
haben die Männer vom 20. Juli den Einsatz ihres Lebens 
gewagt. Das Mißlingen ihres Unternehmens bedeutet für uns 
eine weiter drückende Last, insofern es nidzt die eigene Kraft, 
sondern die Madit der Gegner von außen war, die das Ende 
der damaligen Herrschaft herbeigeführt hat. Und wiederum 
bedeutet es eine weitere Last, daß die Erkenntnis des Um-
fangs des Unrechts und Leidens zunächst uns von außen in 
den großen Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen vermittelt 
worden ist. 
Angesichts des unsagbaren Leidens von Millionen von Men-
schen können wir uns nicht mit billigen Ausreden dem gegen-
über verschließen, was an den Tag gekommen ist. Wir kön-
nen nicht sagen, auch andere haben Unrecht getan. Wir sind 
für das verantwortlich, was aus unseren Reihen geschehen ist 
[s. o. S. 38]. Wir können uns nicht damit beruhigen: „Es 
waren Ausnahmezeiten, die weit hinter uns liegen." Wer 
bürgt dafür, daß nicht hier oder woanders in dieser oder 
jener Form Versuchungen an die Mensdien herantreten, ge-
gen die sie nicht abgesichert sind, wenn wir uns mit der Ver-
gangenheit nicht auseinandersetzen? Wir können denen auch 
nicht Redzt geben, die da sagen: „Laßt uns aufhören, unser 
eigenes Nest zu beflecken" [s. o. S. 38]. Denn jeder innere 
Wandel setzt die Bereitschaft zum Erkennen und zum Be-
kennen, die Einsidzt in das Maß des Unrechts und der Schuld 
voraus. Wir können uns der Erkenntnis der Wahrheit und 
dem Einstehen für sie nicht aus irgendwelchen Gründen poli-
tischer Opportunität dem Osten gegenüber entziehen, dem 
Osten, dem so unendlich viel Leiden auferlegt worden ist. 
Der Neuaufbau der gesellschaftlichen und politischen Ord-
nung kann nur gelingen, wenn wir uns der Geschehnisse der 
Vergangenheit bewußt werden. 
Wir werden den Männern des 20. Juli nur dann gerecht, wenn 
wir in Klarheit wissen und in der Tiefe unseres Seins emp-
finden, gegen welches Maß von Unrecht sie aufbegehrten. 
Wir können uns daher dem nicht entziehen, was im Schrift-
tum, sei es des Inlandes, sei es des Auslandes, was in Berich-
ten über die Konzentrationslager, was in ersdiütternden Bil-
dern und was in den Verhandlungen der Gerichte sich an 
Einzelheiten immer rnehr als Wirklichkeit eröffnet. Wir sind 
daher auch denen zum Dank verpflic.htet, die gegen mancher-
lei Widerstände im Rahmen unserer Gerichtsbarkeit straf-
bares Unrecht und strafrechtlidi verwerfbare Schuld zu ahn-
den bemüht sind. Heute begangene Verbrechen, so schwer 
und tiefgreifend sie sein mögen, lassen sidi mit dem Maß 
damaligen Unrechts nidit vergleichen. Niemand zweifelt dar-
an, daß sie strafrechtlich geahndet werden znüssen. Wenn 

diese Berechtigung bestehen bleiben soll, so können wir nicht 
darauf verzichten, jene anderen Prozesse über die NS-Mas-
senmordverbrechen durdnuführen. Das heutige und künftige 
Strafrecht verliert seine Funktionsmöglichkeit, wenn nicht 
das in der Vergangenheit liegende Verbredien verfolgt wird, 
nicht aus politischen Gründen, sondern einfach um der Ge-
rechtigkeit und der Rechtssicherheit willen, als Zeugnis für 
den Willen zum Redit. Freilich, so sehr wir das Bemühen um 
die Aufdeckung der damals begangenen Verbrechen anerken-
nen, so können wir uns der Sorge nidit entziehen, ob nicht 
allzu oft Nachsicht und Milde walten gelassen wird, wo solche 
mit dem Maß an Unrecht und Sdiuld nicht mehr vom Recht 
her vereinbar sind. Werden nicht doch Verantwortungen von 
Täterschaft auf Beihilfe verschoben? Wird nicht zu leidit ein 
bindender Befehl angenommen, wo im Grund genommen 
nidit der Befehl den Täter tatbereit machte, sondern der 
Befehl nur allzu bereite Zustimmung fand und letztlich in-
folge dieser Bereitschaft die Tat begangen wurde? Ja gibt es 
denn überhaupt einen bindenden Befehl, der über den engen 
militärischen und polizeilichen Aufgabenbereich hinausgeht? 
Hat es jemals zu den Aufgaben des Soldaten oder des Poli-
zeibeamten gehört, wehrlose Menschen zu erschießen und 
ganze Gruppen auszurotten? 
Und weiterhin: Wird nicht zuweilen allzuleicht ein Notstand 
angenommen, wo, jedenfalls bei führenden Persönlichkeiten, 
Offizieren und höheren Polizeibeamten, das Amt und die Stel-
lung selbst unter Gefahr zu Widerstand verpflichtet hätte? 
Darf man überdies aus dem Notstand auf Kosten unbeteilig-
ter Dritter ausbrechen?1 Schließlich: entspricht das Maß der 
Strafe wirklich dem Maß des unendlichen Leides, das der 
Täter verschuldet hat? Halten hier die Maßstäbe den Ver-
gleich mit der sonst gegenüber der Kriminalität aufgewand-
ten Kraft und Energie aus?2 Oder haben wir uns doch im 
Tiefsten noch nicht durdigerungen, daß es sidi bei den Mas-
sendelikten um echte Verbrechen handelt, ja um Verbrechen, 
die alles sonstige Unrecht unermeßlich übersteigen? Bange 
Fragen werden hiermit aufgeworfen, bang vor allem des-
wegen, weil es um Wahrung der Rechtlichkeit und des Redits-
bewußtseins in der Zukunft geht. Aber täuschen wir uns nidit: 
es werden an uns vom Ausland und von den Freunden der 
Betroffenen noch mehr Fragen gestellt werden, auf die wir 
Antwort zu geben haben. Wir, vor allem meine Generation 
weiß es, daß es uns nicht entlastet, wenn Verbrechen verfolgt 
und angemessen bestraft werden. Strafprozesse gesdiehen um 
des Rechts willen, nidit um politischer Lösungen willen. Straf-
prozesse verznögen auch nicht historische Schuld zu beseitigen 
und Vergangenheit zu bewältigen. Die Vergangenheit steht 
unausrottbar und unvernichtbar mit ihrem Blut und Ver-
derben da. Die Folgen des Schweigens und des Hinnehmens 
solcher offenbarer Rechtsbrüche, wie des 9. November 1938, 
sind in die Geschichte eingemeißelt. Wir können nur 
der Pflicht nachkommen, diese Vergangenheit lebendig zu 
machen und zu uns sprechen zu lassen, auf daß wir schuld-
bewußt werden und damit das Fundament einer anderen Zu-
kunft gestalten*. Wir wissen es nunmehr aus eigenem Erleben, 
was für Kräfte wachwerden, wenn wir uns nicht mehr an die 
Gebote der Sittlichkeit und der Gerechtigkeit halten, wenn 
wir aus falsdzen Idealen oder Gründen scheinbarer politischer 

1 Vgl. Urteil des Bundesgeriditshofs 86 + StGB S 52 (Strenge Anforderun-
gen beim Nötigungsstand). 
Wer sich auf Nötigungsstand beruft, ist nur entschuldigt, wenn er sich 
nach allen Kräften gewissenhaft bemüht hat, der Gefahr oder vermeint-
lichen Gefahr auf eine die Straftat vermeidende IV eise zu entgehen, ohne 
einen Ausweg zu finden. Je schwerer die abgenötigte Straftat ist (hier 
Beihilfe zu vielen Morden an KZ-Häfilingen), um so strengere Anforde-
rungen sind an diese Prüfungen zu stellen. Der Genötigte oder vermeint-
lich Genötigte muß alle seine geistigen und körperlichen Fähigkeiten ein-
gesetzt haben. 
Bundesgerichtshof Urteil vom 29. 3. 1963-4 StR 500/62 (SchwG Münster/ 
Westf.). (In: Monatssdirift für Deutsches Redit (17/8) August 1963 S. 691.) 
[Anmerkung der Redaktion des Rundbriefs.] 

2 Die ,Junge Kirche' (24/2) vom 10. 2. 1963 S. 110 stellt zwei Meldungen 
einander gegenüber: 
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Nützlichkeit ul VÜül1l der Humanität und Wahrhaitigkeit los- röffnungzsansprache Kundgebung
lösen, wenn WT, Kurz gEesagT, die Macht VOI das echt stellen 9 Julhli damals ıund heute“
un V1 WIL dazu schweigen. Möge der millionenfache ord

VOorn and, Zur. olf SchmidMenschen in UÜD8s das Bewußltsein der Verpflichtung für die
Menschheit un: die Menschen wachruten. Möge UunNns die eıt

Wır sind heute abend hıer zusammengekommen, der Män-der Intoleranz das Bewußtsein der Verpflichtung ZUurr ole-
Tanz un nıicht zuletzt ZUT!T Achtung remder (sewissensent- LLCT des Juli 1944 ZU gedenken. Diese Gesinnung darf sich

nıcht in einem geschichtlichen Ruüuckblick erschöpfen. Wır B  IMUS-scheidungen geben SCIl versuchen, uns darüber klar ZUuU werden, w as die Wider-
Die Männer des 20. Juli haben sıch d 16 Herrschafts- standstat jener Männer für heute und hıer bedeutet, WOZU
gewalt eines Machtstaates Wehr gesetzt. Unsere heutige S1E uns verpflichtet. Unrecht ordert (Viderstand. Zu den
Aufgabe ist CS, il  = 37 Rahmen uUunNnsecIeI demokratischen ÖOrd- Funktionen des modernen Staates gehört es, das echt wah-
NunS, W1€ 1E das Grundgesetz umschreibt, tür eınen recht-
lichen un sıttlıchen Neuautfbauz Staates un der Völ- TE  = Im Dritten Heiche wandte sıch der NS5-Staat V OIN Rechte

ab FEr celbst hbrach den Rechtsfrieden, den hüten sollte. Yır
kergemeinschaft einzusetzen. Die Mäaänner des Jul: haben selbst und seıne Urgane wurden ZU Verbrechern. erinnere

ihrem (Gewissen heraus und aus dem Glauben e dıe Verfolgung der politischen Gegner, d1e Entrech-
Naturrechtsordnung sıch aktiven Wiıderstand die tung un physische Vernichtung der Juden Deutschlands un
staatlıche Gewalt entschieden. S16 waren Kınsame, aufßerhalb
cder zwangsgesetzten Ordnung Stehende. Wir hingegen rkön- spater anderer Länder In den KZ's und Vernichtungslagern.

ber dadurch, daß der Staat selbst ZUI Verbrecher wurde
11  - auf den Aulftrag uULSCTES Grundgesetzes berufen, cdas und sich VOML Recht lossagte, wurde dAas echt nıcht aufgeho-
U1 die Rechtspflicht auferlegt, der Verwirklichung se1Nes
(reistes mitzuwirken. Unser YIC Staat beruht auf der Akti- ben. Verbrechen hblieb Verbrechen, Mord Bblıeb Maord s

52] Jetzt mußte der Bürger ZUI Selbsthilte greifen, mußtevıität SEINET Bürger, das KRechte tun, allein dem Recht- sich diesen Unrechtstaat auflehnen, ınm widerstehen.enkenden die Macht überlassen, sıch falscher Autorität
entgegenzustellen Uun: dort, Cdie Dinge nicht mehr In Ord- Als die Männer des Jul] die Augen nıcht verschlossen VOT

dem Unrecht und dem Wahnwiltz, YVYon dem S1C umgebenNuns sind, ZU mahnen und ZU ordern.
N, als S16 Verbrechen als Verbrechen erkannten, als S16

Möge gerade dıe Junge (Generation, der die Vergangenheit nıcht ıhre Sicherheit dachten, esondern inr Leben einsetzten,
nicht wI1ie meıiner Generation bedrückende Schuld bedeutet, 153001 ihrer iınneren Verpflichtung folgen als S1E sıch der
ohl] ber Warnung un Mahnung SCInNn soll, starken Mutes (Gewalt entgegenstellten, haben diese Männer 1n  b Zeugnis
un ungebrochen, ehrlıch un nüchtern, fre  1 VO'  . Phrase und wahrer Menschenwürde gegeben.Schwärmerei, offen, hne ZU schweigen, CS reden gilt, Aber die meıisten nandelten nicht S1e gingen den bequemen
den durch das Grundgesetz aufgezeigten un VOIl den Män- Wer des Gehorsams selbst gegenüber Jjenem Unrechtsstaat.
Nn des 20. Julı angestrebten Weg gehen, den Weg des Ihre Rechtfertigung War der Beiehl. Auf Befehl stempelten S1iE
Rechts, cdes Friedens, der Humanıität un der Freiheit! Postsendungen, sortıerten S1E Akten, bauten O1€ Stratßen. ber

manche mordeten auch auf Befehl. Sie mordeten Hunderte,
Vom Rıng Politischer Hochschulgruppen dankte cand. Jur Tausende und Hunderttausende unschuldiger Menschen Und
Raolf M Professor Peters mıit den tolgenden Worten: „ S nach getaner Arbeit verbrachten S1€E den Feierabend 1mM Kreise
ıst UunNsS, Herr Professor Peters, eın Sanz großes Anliegen, ihrer Famıilıe, als sSe1 nıcht geschehen s 351 Vor einer
iIhnen dafür herzlich Dank SaSCIL, Sje sıch S (} schnell] Woche wurden VO Schwurgericht Freiburg dre  1 ehemalige Po-
entschließen konnten, Z kommen un u115 ZU S
chen. Nochmals cchr herzlichen Dank!“* Dann Iorderte

Llizeioffiziere freigesprochen. Sie der Beihilte ZUIIL ord
angeklagt. Das (rxericht billıgte ihnen den Befenhlsnotstand

dem würdig verlaufenden Schweigemarsch ZUI111 Holzmarkt- un: sprach O16 Irei. Der Staatsanwalt hat das Urteil
platz auf, der, w 16 bereıts ben erwähnt, dem Gerichts- Kevısıon eingelegt s 41 | Nur wenıge Deutsche führte
gebäude endete. der Gehorsam bis ZUr direkten Mitwirkung Massenmaord.
Im Folgenden bringen WIT auch dA1e Einführung, mıiıt der cand. ber Adıe Blındkheit der nelen das Umnrecht und dıe
Jur. olf Schmıid 16 Kundgebung eroffnet hatte entsetzlıche Gleichgültigkeit gegenüber dem Leid der anderen

ermöglıchte TSE dıe Verwirklichung der unermeßlıchen Ver-
brechen des NS-Staates N seiner Dhiener. Es ware Zzu billıg,Muß 66 Führer 375 Zuchthaus?

Zu einem UDE milden Urteil kam das Flensburger Schwurgericht WE ll diese Blinden und (xleichgültigen auch für aich den
Juli als Alıbı 1n Anspruch nehmen könnten. Gewiß, glaub-Freitag 11 Prozeß den der Beihilte des Mordes ın 39 91018 Fällen

angeklagten Schleswiger Kaufmann Un früheren SS-Hauptsturmführer ten Jene Männer für Yanz Deutschland handeln. ber die
Martsın Fellenz Das Gericht verurteilte den Angeklagten Be1- meisten handelten nıcht s ıst gul zZzu wIissen, daßi auch ın
hılfe ZUIL ord ıin zweil Fällen zı 1er Jahren Zuchthaus Die ehr als Jener eıt Männer gab, die den (reist unı die Kraft hatten

ZU widerstehen.zweijährıge Untersuchungshaft wurde ıhm angerechnet, der aAutf-
gehoben. Für eine Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bestand nach Wir leben heute nicht 1n der Sıtuation des 20. Juli. Und
Ansicht des erichtes kein nlaß Ane Aussetzung der Strate wurde für wnnn WIT alle nach dem Vermächtnis jener Männer han-
möglich angesehen. Der Staatsanwalrt hatte ın dem mehrwöchigen Prozeß,
in dem ber 140 Zeugen gehört wurden, autf Jebenslänglich Zuchthaus plä- deln, wird der auf der (seschichte, der ZUun Juli tührte,

sıch nıemals wiederholen. Das bedeutet tüur jeden VO:  b uns
djert (Die Welt, i1. die gegenwärtıge Verpflichtung, wachsam se1n 2172 z;edem[ Hıerbei 1St zZzu eachten, la Sld'l. beıi dem ord In 7wel Fällen nıcht
S  $ die Tötung 7wel Menschen andelt, Oöndern ZWe]l „Aktionen“, Unrecht miıt Lrullcourage entgegenzultreien. Darın
bei deren jeder eine Vielzahl vV( Menschen umgebracht worden siınd! sehen WIT dıe wesentliche Bedeutung dieses Tares für UunNns un

hler und heute.Anm. Red. FR.}
Nationen und Volk, Heimat un Vaterland sind Begriffe,

Fischwilderer muß 2028 Zuchthaus denen WIT mıit Mißtrauen begegnen. Die Vergangenheit zeigt,
Traunstein. Zu drei Jahren Zuchthaus mi1t Aberkennung der bürger- daß S16 oft mißbraucht wurden un daßi uniter ıhrem Zeichen
lıchen Ehrenrechte verurtellte dıe ;TO! tratkammer des Landgerichts oft Unrecht geschah. Der einzelne unter INnAdaS entscheiden,
Traunstein den 43 Jahre alten polnıschen Staatsangehörigen (Czeslaw La- ob S16 ıhm 1n ıhrem guten Sinne etwas bedeuten. denke
sowski, der als Fıschwilderer fortgesetzt und gewohnheitsmäßig den Fisch-
estand ın der Traun bei Neudorft, reIis Traunstemm, dezimiert hatte, nicht diese Begrilffe, WEn ıch dennoch SaBC, WIT sind auch
Bei einer Polizeikontrolle 1Im etzten Sommer VT Lasowski miıt 13,5 Kilo Deutsche. Und WI1Tr sind ob WIT wollen der nıcht VCOI-

knüpft mit unseTer deutschen (Geschichte. Und hat in dieserM1S5! gefangenen Forellen angetroffen worden. Da Auch noch ein schwerer
Einbruchsdiebstahl und eın einfacher Diebstah! au t das Kkonto des Rück- (reschichte allen Zeıten Männer Uun: Frauen gegeben, die
talltäters eingen, der Dereits über aıne Vorstrafenliste Miıt elt Eintragun- mit iıhrem Leben un Handeln der Würde und der Verpllich-
BCH verfügt, ördnete das Gericht für dıe Zeit nach der Strafverbüßung LUNg des Menschen Ausdruck gaben. Der Juli ist e1n Sym.-
Polizeiaufsicht Zeitung, il 1. bal dieses besseren Deutschland ıhm g1ilt Bekenntnis!
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Nützlichkeit uns von der Humanität und Wahrhaftigkeit los-
lösen, wenn wir, kurz gesagt, die Macht vor das Recht stellen 
und wenn wir dazu schweigen. Möge der millionenfache Mord 
an Menschen in uns das Bewußtsein der Verpflichtung für die 
Menschheit und die Menschen wachrufen. Möge uns die Zeit 
der Intoleranz das Bewußtsein der Verpflichtung zur Tole-
ranz und nicht zuletzt zur Achtung fremder Gewissensent-
scheidungen geben. 
Die Männer des 20. Juli haben sich gegen die Herrschafts-
gewalt eines Machtstaates zur Wehr gesetzt. Unsere heutige 
Aufgabe ist es, uns im Rahmen unserer demokratischen Ord-
nung, wie sie das Grundgesetz umschreibt, für einen recht-
lichen und sittlichen Neuaufbau unseres Staates und der Völ-
kergemeinschaft einzusetzen. Die Männer des 20. Juli haben 
aus ihrem Gewissen heraus und aus dem Glauben an die 
Naturrechtsordnung sich zum aktiven Widerstand gegen die 
staatliche Gewalt entschieden. Sie waren Einsame, außerhalb 
der zwangsgesetzten Ordnung Stehende. Wir hingegen kön-
nen uns auf den Auftrag unseres Grundgesetzes berufen, das 
uns die Rechtspflicht auferlegt, an der Verwirklichung seines 
Geistes mitzuwirken. Unser neuer Staat beruht auf der Akti-
vität seiner Bürger, das Rechte zu tun, allein dem Recht-
denkenden die Macht zu überlassen, sich falscher Autorität 
entgegenzustellen und dort, wo die Dinge nicht mehr in Ord-
nung sind, zu mahnen und zu fordern. 
Möge gerade die junge Generation, der die Vergangenheit 
nicht wie meiner Generation bedrückende Schuld bedeutet, 
wohl aber Warnung und Mahnung sein soll, starken Mutes 
und ungebrochen, ehrlich und nüchtern, frei von Phrase und 
Schwärmerei, offen, ohne zu schweigen, wo es zu reden gilt, 
den durch das Grundgesetz aufgezeigten und von den Män-
nern des 20. Juli angestrebten Weg gehen, den Weg des 
Rechts, des Friedens, der Humanität und der Freiheit! 

Vom Ring Politischer Hochschulgruppen dankte cand. jur. 
Rolf Schmid Professor Peters mit den folgenden Worten: „Es 
ist uns, Herr Professor Peters, ein ganz großes Anliegen, 
Ihnen dafür, herzlich Dank zu sagen, daß Sie sich so schnell 
entschließen konnten, zu uns zu kommen und zu uns zu spre-
chen. Nochmals sehr herzlichen Dank!" Dann forderte er zu 
dem würdig verlaufenden Schweigemarsch zum Holzmarkt-
platz auf, der, wie bereits oben erwähnt, an dem Gerichts-
gebäude endete. 
Im Folgenden bringen wir auch die Einführung, mit der cand. 
jur. Rolf Schmid die Kundgebung eröffnet hatte: 

Muß SS-Führer ins Zuchthaus? 

Zu einem unerwartet milden Urteil kam das Flensburger Schwurgericht 
am Freitag im Prozeß gegen den der Beihilfe des Mordes in 39 000 Fällen 
angeklagten Schleswiger Kaufmann und früheren SS-Hauptsturmführer 
Martin Fellenz. Das Gericht verurteilte den Angeklagten nur wegen Bei-
hilfe zum Mord in zwei Fällen zu vier Jahren Zuchthaus. Die mehr als 
zweijährige Untersuchungshaft wurde ihm angerechnet, der Haftbefehl auf-
gehoben. Für eine Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bestand nach 
Ansicht des Gerichtes kein Anlaß. Eine Aussetzung der Strafe wurde für 
möglich angesehen. Der Staatsanwalt hatte in dem mehrwöchigen Prozeß, 
in dem über 140 Zeugen gehört wurden, auf lebenslänglich Zuchthaus plä-
diert (Die Welt, 11. 1. 1963). 
[Hierbei ist zu beachten, daß es sich bei dem Mord in zwei Fällen nicht 
um die Tötung von zwei Menschen handelt, sondern um zwei „Aktionen", 
bei deren jeder eine Vielzahl von Menschen umgebracht worden sind! 
Anm. d. Red. d. FR.] 

Fischwilderer muß ins Zuchthaus 
Traunstein. — Zu drei Jahren Zuchthaus mit Aberkennung der bürger-
lichen Ehrenrechte verurteilte die Große Strafkammer des Landgerichts 
Traunstein den 43 Jahre alten polnischen Staatsangehörigen Czeslaw La-
sowski, der als Fischwilderer fortgesetzt und gewohnheitsmäßig den Fisch-
bestand in der Traun bei Neudorf, Landkreis Traunstein, dezimiert hatte. 
Bei einer Polizeikontrolle im letzten Sommer war Lasowski mit 13,5 Kilo 
frisch gefangenen Forellen angetroffen worden. Da auch noch ein schwerer 
Einbruchsdiebstahl und ein einfacher Diebstahl auf das Konto des Rück-
falltäters gingen, der bereits über eine Vorstrafenliste mit elf Eintragun-
gen verfügt, ordnete das Gericht für die Zeit nach der Strafverbüßung 
Polizeiaufsicht an (Südd. Zeitung, 11. I. 1963). 

2. Eröffnungsansprache zur Kundgebung 
„20. Juli damals und heute" 

von cand. jur. Rolf Schmid 

Wir sind heute abend hier zusammengekommen, um der Män-
ner des 20. Juli 1944 zu gedenken. Diese Gesinnung darf sich 
nicht in einem geschichtlichen Rückblick erschöpfen. Wir müs-
sen versuchen, uns darüber klar zu werden, was die Wider-
standstat jener Männer für uns heute und hier bedeutet, wozu 
sie uns verpflichtet. Unrecht fordert Widerstand. Zu den 
Funktionen des modernen Staates gehört es, das Recht zu wah-
ren. Im Dritten Reiche wandte sich der NS-Staat vom Rechte 
ab. Er selbst brach den Rechtsfrieden, den er hüten sollte. Er 
selbst und seine Organe wurden zu Verbrechern. Ich erinnere 
an die Verfolgung der politischen Gegner, an die Entrech-
tung und physische Vernichtung der Juden Deutschlands und 
später anderer Länder in den KZ's und Vernichtungslagern. 
Aber dadurch, daß der Staat selbst zum Verbrecher wurde 
und sich vom Recht lossagte, wurde das Recht nicht aufgeho-
ben. Verbrechen blieb Verbrechen, Mord blieb Mord [s. o. 
S. 52]. Jetzt mußte der Bürger zur Selbsthilfe greifen, mußte 
er sich gegen diesen Unrechtstaat auflehnen, ihm widerstehen. 
Als die Männer des 20. Juli die Augen nicht verschlossen vor 
dem Unrecht und dem Wahnwitz, von dem sie umgeben 
waren, als sie Verbrechen als Verbrechen erkannten, als sie 
nicht an ihre Sicherheit dachten, sondern ihr Leben einsetzten, 
um ihrer inneren Verpflichtung zu folgen — als sie sich der 
Gewalt entgegenstellten, haben diese Männer ein Zeugnis 
wahrer Menschenwürde gegeben. 
Aber die meisten handelten nicht — sie gingen den bequemen 
Weg des Gehorsams — selbst gegenüber jenem Unrechtsstaat. 
Ihre Rechtfertigung war der Befehl. Auf Befehl stempelten sie 
Postsendungen, sortierten sie Akten, bauten sie Straßen. Aber 
manche mordeten auch auf Befehl. Sie mordeten Hunderte, 
Tausende und Hunderttausende unschuldiger Menschen. Und 
nach getaner Arbeit verbrachten sie den Feierabend im Kreise 
ihrer Familie, als sei nicht geschehen [s. o. S. 35]. Vor einer 
Woche wurden vom Schwurgericht Freiburg drei ehemalige Po-
lizeioffiziere freigesprochen. Sie waren der Beihilfe zum Mord 
angeklagt. Das Gericht billigte ihnen den Befehlsnotstand zu 
und sprach sie frei. Der Staatsanwalt hat gegen das Urteil 
Revision eingelegt [s. o. S. 41]. Nur wenige Deutsche führte 
der Gehorsam bis zur direkten Mitwirkung am Massenmord. 
Aber die Blindheit der vielen gegen das Unrecht und die 
entsetzliche Gleichgültigkeit gegenüber dem Leid der anderen 
ermöglichte erst die Verwirklichung der unermeßlichen Ver-
brechen des NS-Staates und seiner Diener. Es wäre zu billig, 
wenn all diese Blinden und Gleichgültigen auch für sich den 
20. Juli als Alibi in Anspruch nehmen könnten. Gewiß, glaub-
ten jene Männer für ganz Deutschland zu handeln. Aber die 
meisten handelten nicht. Es ist gut zu wissen, daß es auch in 
jener Zeit Männer gab, die den Geist und die Kraft hatten 
zu widerstehen. 
Wir leben heute nicht in der Situation des 20. Juli. Und 
wenn wir alle nach dem Vermächtnis jener Männer han-
deln, wird der Lauf der Geschichte, der zum 20. Juli führte, 
sich niemals wiederholen. Das bedeutet für jeden von uns 
die gegenwärtige Verpflichtung, wachsam zu sein und jedem 
neuen Unrecht mit Zivilcourage entgegenzutreten. Darin 
sehen wir die wesentliche Bedeutung dieses Tages für uns und 
hier und heute. 
Nationen und Volk, Heimat und Vaterland sind Begriffe, 
denen wir mit Mißtrauen begegnen. Die Vergangenheit zeigt, 
daß sie oft mißbraucht wurden und daß unter ihrem Zeichen 
oft Unrecht geschah. Der einzelne unter uns mag entscheiden, 
ob sie ihm in ihrem guten Sinne etwas bedeuten. Ich denke 
nicht an diese Begriffe, wenn ich dennoch sage, wir sind auch 
Deutsche. Und wir sind — ob wir wollen oder nicht — ver-
knüpft mit unserer deutschen Geschichte. Und es hat in dieser 
Geschichte zu allen Zeiten Männer und Frauen gegeben, die 
mit ihrem Leben und Handeln der Würde und der Verpflich-
tung des Menschen Ausdruck gaben. Der 20. Juli ist ein Sym-
bol dieses besseren Deutschland — ihm gilt unser Bekenntnis! 

54 


